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1 Rechtsgrundlagen des Bebauungsplans 

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

03.11.2017 (BGBl. I S. 3634). 

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-

verordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 

(BGBl. I S. 3786). 

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 

des Planinhalts (Planzeichenverordnung – PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 

1991 I S. 58), die zuletzt durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 

1057) geändert worden ist. 

2 Rechtsgrundlage der Örtlichen Bauvorschriften 

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 

05.03.2010 (GBl. S. 357), die zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes vom 

18.07.2019 (GBI. S. 313) geändert worden ist. 

3 Anhang zum Bebauungsplan 

• Pflanzliste   folgt zum Entwurf 

4 Anlagen des Bebauungsplans und der Örtlichen 

Bauvorschriften 

• Begründung  

• Artenschutzuntersuchung   folgt zum Entwurf 

• Schalltechnische Untersuchung   folgt zum Entwurf 

5 Geltungsbereich 

Der genaue räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil 

zum Bebauungsplan.  

Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

bisher bestehenden planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie 

frühere baupolizeiliche Vorschriften treten außer Kraft. 
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A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

A1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-11 BauNVO) 

Entsprechend Planeinschrieb – Nutzungsschablone sind festgesetzt: 

A1.1 MI – Mischgebiet 

(§ 6 BauNVO) 

Zulässig sind (§ 6 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO): 

– Wohngebäude, 

– Geschäfts- und Bürogebäude, 

– Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes, 

– sonstige Gewerbebetriebe, soweit diese nicht nachfolgend unter den unzuläs-

sigen Nutzungen aufgeführt werden, 

– Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale und gesund-

heitliche Zwecke. 

Nicht zulässig im Sinne des § 6 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 9 

BauNVO sind: 

– Werbeanlagen für Fremdwerbung (außerhalb der Stätte der Leistung) als 

Hauptnutzung, 

– Anlagen für sportliche Zwecke, 

– Gartenbaubetriebe, 

– Tankstellen, 

– Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in den Teilen 

des Gebietes, die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprägt sind. 

Ebenfalls nicht zulässig sind die Vergnügungsstätten, die im Sinne des § 4a 

Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise außerhalb der in § 6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO 

bezeichneten Teilen des Gebietes, zugelassen werden können. 

A2 Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16-21a BauNVO) 

Entsprechend Planeinschrieb-Nutzungsschablone sind festgesetzt: 

– Grundflächenzahl (0,5), 

– Zahl der Vollgeschosse (II),  

– Höhe der baulichen Anlagen (GH max.) (6,50 m bzw. 9,50 m). 
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A2.1 Grundflächenzahl 

Gemäß Planeinschrieb-Nutzungsschablone ist die Grundflächenzahl festgesetzt 

(0,5).  

Die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes festgesetzte Grundflächenzahl 

darf durch Grundflächen von Anlagen nach § 19 Abs. 4 Nr. 1 und 2 BauNVO über-

schritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,75.  

Die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes festgesetzte maximale Grundflä-

chenzahl darf durch Grundflächen von Anlagen nach § 19 Abs. 4 Nr. 3 BauNVO 

überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,9. 

A2.2 Geschossflächenzahl 

Gemäß § 21a Abs. 1 und Abs. 4 Nr. 1 und Nr. 3 BauNVO bleiben bei der Ermitt-

lung der Geschossfläche Garagengeschosse sowie Stellplätze und Garagen in 

Vollgeschossen unberücksichtigt. 

A2.3 Zahl der Vollgeschosse 

Gemäß Planeinschrieb-Nutzungsschablone ist die Zahl der Vollgeschosse als ma-

ximal zulässige Zahl der Vollgeschosse (II) festgesetzt.  

A2.4 Höhe der baulichen Anlagen 

Die Höhe der baulichen Anlagen bemisst sich nach der maximalen Gebäude-

höhe (GH max.) in Verbindung mit der festgesetzten Erdgeschossfußboden-

höhe (EFH) entsprechend den Planeinschrieben.  

Die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) ist im zeichnerischen Teil per Planein-

schrieb in Meter ü. NN festgesetzt. Von der im zeichnerischen Teil festgesetzten 

EFH kann 1,00 m nach unten abgewichen werden.  

Die maximale Gebäudehöhe (GH max.) wird zwischen der festgesetzten Erdge-

schossfußbodenhöhe (EFH) und der Oberkante Attika gemessen. 

Eine Verschiebung der Bereiche, die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans 

mit einer maximalen Höhe der baulichen Anlagen (GH max.) von 6,50 m festge-

setzt sind (Gebäudefuge 1 und 2), ist um 2,00 m senkrecht (90° Winkel) zu den 

eingetragenen Gebäudefugen zulässig, sofern sie weiterhin eine Mindestbreite 

von 2,50 m aufweisen (siehe Erläuterungsskizze in der Begründung).  

Die tatsächliche maximale Gebäudehöhe kann auf max. 10 % der jeweiligen Ge-

bäudegrundfläche für haustechnische Aufbauten (z.B. Zu- und Ablufteinrichtun-

gen, Aufzugsüberfahrten, Außeneinheiten von Luft-Wasser-Wärmepumpen) um 

max. 1,00 m überschritten werden. Mit Ausnahme der Aufzugsüberfahrten, muss 

der horizontale Abstand der haustechnischen Aufbauten zu den Außenwänden 

des Gebäudes, mindestens so groß wie die tatsächliche Höhe der haustechni-

schen Aufbauten sein. 

Solar- und Photovoltaikanlagen dürfen an ihrem höchsten Punkt die tatsächli-

che maximale Gebäudehöhe (Oberkante Attika) um max. 1,0 m überragen. Solar- 

und Photovoltaikanlagen haben zu den Außenwänden des Gebäudes einen hori-

zontalen Abstand von mind. 2,0 m einzuhalten (flächenmäßig keine Beschrän-

kung) (siehe auch Ziff. A8.2). 
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A3 Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 

o: offene Bauweise 

A4 Überbaubare Grundstücksflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im zeichnerischen Teil des Bebau-

ungsplans durch Baugrenzen festgesetzt. 

A4.1 Terrassen, sonstige untergeordnete Bauteile und Vorbauten  

Terrassen und sonstige untergeordnete Bauteile (wie z.B. Gesimse, Dachvor-

sprünge, Eingangs- und Terrassenüberdachungen (gem. § 5 Abs. 6 Nr. 1 LBO)) 

und Vorbauten (wie z.B. Erker, Balkone, Tür- und Fenstervorbauten (gem. § 5 

Abs. 6 Nr. 2 LBO)) dürfen die Baugrenzen ausnahmsweise bis zu 1,50 m über-

schreiten. (Die Abstandsregelung gem. LBO bleibt davon unberührt.)   

In den im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzten Bereichen sind 

Vorbauten in Form von Wänden, (Stand-)Erkern, Balkonen, Veranden, Wintergär-

ten sowie Terrassen nicht zulässig.  

A4.2 Offene Stellplätze, Garagen und überdachte Stellplätze (Car-

ports) 

Siehe Ziff. A6 

A4.3 Nebenanlagen  

Soweit es sich um Gebäude handelt, sind untergeordnete Nebenanlagen und Ein-

richtungen im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen nicht zulässig.  

Ausgenommen hiervon sind Mülleinhausungen und überdachte Fahrradabstell-

plätze. 

A5 Stellung der baulichen Anlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Die Hauptgebäuderichtungen sind im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans 

festgesetzt. Von diesen kann um +/- 10° abgewichen werden. 

Eine Verschiebung der Bereiche, für die im zeichnerischen Teil des Bebauungs-

plans unterschiedliche Stellungen der baulichen Anlagen festgesetzt sind (Gebäu-

defuge 1 und 2), ist entsprechend Ziff. A2.4 zulässig.  
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A6 Flächen für Stellplätze, Garagen und Tiefgaragen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 und § 23 Abs. 5 BauNVO) 

Im Mischgebiet sind Stellplätze und zugehörige Nebeneinrichtungen nur unter-

halb der Geländeoberfläche (Tiefgaragen) in Garagengeschossen oder Teil-Gara-

gengeschossen zulässig.  

Tiefgaragen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie an 

den hierfür im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzten Flächen 

und nur in Untergeschossen zulässig:   

Tg:   Tiefgaragen zulässig 

A7 Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer 

Zweckbestimmung und Anschluss anderer Flächen 

an die Verkehrsflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

A7.1 Öffentliche Verkehrsflächen 

Öffentliche Verkehrsflächen sind im zeichnerischen Teil festgesetzt.  

Die dargestellte Unterteilung der Verkehrsflächen, z.B. in Fahrbahn, Gehweg und 

öffentliche Stellplätze, ist nicht verbindlich.  

A7.2 Zu- und Abfahrtsverbote 

Bereiche, in denen von der öffentlichen Verkehrsfläche nicht auf die angrenzen-

den privaten Grundstücksflächen zu- bzw. abgefahren werden darf, sind im zeich-

nerischen Teil festgesetzt. Eine Notzu- und Notabfahrt ausschließlich für Rettungs-

fahrzeuge (Feuerwehr, Krankenwagen) ist zulässig. 

A7.3 Ein- und Ausfahrtsbereiche  

Bereiche, in denen von der öffentlichen Verkehrsfläche auf die angrenzenden pri-

vaten Grundstücke zu- bzw. abgefahren werden darf, sind im Plan festgesetzt:  

E/A Tg: nur Ein- und Ausfahrt für Tiefgarage zulässig 

E/A Anlieferung: nur Ein- und Ausfahrt für Anlieferung zulässig                          

(siehe auch Ziff. A6) 
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A8 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

A8.1 Oberflächenbelag privater Erschließungswege  

Der Oberflächenbelag privater Erschließungswege ist mit wasserdurchlässigen 

Belägen wie Pflaster, Rasenpflaster, Rasengittersteinen oder Schotterrasen o.ä. 

herzustellen. 

A8.2 Begrünung der Dächer von Hauptgebäuden  

Flach- und flachgeneigte Dächer (0° bis 5°) von Hauptgebäuden sind auf einer 

kulturfähigen Substratschicht von mindestens 12 cm zu mindestens 80 % der 

Dachflächen dauerhaft extensiv zu begrünen. Maßgeblich sind jeweils die Dachflä-

chen der obersten Geschosse. Eine intensive Begrünung ist ebenfalls zulässig.  

Die Kombination begrünter Dächer mit Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungs-

energie (Solar- bzw. Photovoltaikanlagen) ist bei Beibehaltung der Dachbegrü-

nung zulässig.   

A8.3 Insektenfreundliche Außenbeleuchtung 

Für die gesamte Außenbeleuchtung des Plangebiets sind ausschließlich insekten-

freundliche Beleuchtungen und Lampenschirme, die kein Streulicht erzeugen, zu-

lässig (z. B. warmweiße LEDs und Leuchten mit Richtcharakteristik durch entspre-

chende Abschirmung).  

A9 Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen und Bindungen für Bepflanzungen 

und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonsti-

gen Bepflanzungen sowie von Gewässern 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB) 

A9.1 Pflanzbindung 

Pflanzbindung 1 (pb 1) – Einzelbäume  

Gemäß Einschrieb im zeichnerischen Teil sind die gekennzeichneten Einzel-

bäume dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Während der Durchführung von Erd- 

und Bauarbeiten im Umgriff der zu erhaltenden Baumbestände sind diese ein-

schließlich ihres Wurzelraumes entsprechend den Qualitätsnormen zu sichern. 

Abgängige Bäume sind durch Neupflanzungen gemäß der Pflanzliste (im Anhang) 

gleichwertig zu ersetzen. 

A9.2 Pflanzzwang 

Die als Pflanzzwänge festgesetzten Maßnahmen sind fachgerecht herzustellen 

und dauerhaft zu unterhalten, zu pflegen und bei Ausfall zu ersetzen. Zur 
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Verwendung kommende Pflanzen und Materialien müssen den entsprechenden 

Qualitätsnormen entsprechen und fachgerecht eingebaut werden. 

An den dargestellten Standorten sind entsprechend den nachfolgend aufgeführ-

ten Festsetzungen Pflanzungen vorzunehmen. 

Pflanzzwang 1 (pz 1) – Einzelbäume  

Auf den festgesetzten Standorten sind Bäume gemäß der Pflanzliste (im Anhang) 

anzupflanzen. Der Stammumfang zum Zeitpunkt der Pflanzung hat mindestens 

16 cm zu betragen (gemessen in 1,00 m Höhe).  

Die eingetragenen Pflanzstandorte können um bis zu 5,00 m verschoben werden.  

Pflanzzwang 2 (pz 2) – Begrünung der privaten Grundstücksfläche 

Mindestens 20 % der privaten Grundstücksfläche ist als Grünfläche gärtnerisch 

anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. 

Pflanzzwang 3 (pz 3) – Überdeckung Tiefgarage 

Dächer von Tiefgaragen, die nicht überbaut werden (z.B. durch Gebäude, Terras-

sen, Zuwegungen) oder als Lüftungs- und Lichtschächte dienen, sind intensiv mit 

einer Erdschicht von mindestens 40 cm zu überdecken und intensiv zu begrünen. 

Auf der Tiefgarage ist die Mindestüberdeckung für Baumstandorte auf 80 cm zu 

erhöhen.   

A10 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und 

Stützmauern zur Herstellung des Straßenkörpers  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)  

Angrenzend an die öffentliche Verkehrsfläche sind auf den privaten Grundstücken 

die zur Herstellung des Straßenkörpers und zur Herstellung der Versorgungsein-

richtungen erforderlichen Böschungen, Abgrabungen, Stützmauern und Straßen-

unterbauten bis maximal 2,00 m Tiefe festgesetzt. 
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B ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

(§ 74 Abs. 7 LBO) 

B1 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

B1.1 Dachgestaltung 

Dachform/-neigung  

Zulässig sind Dachformen und Dachneigungen entsprechend Planeinschrieb. 

Ausgenommen hiervon sind untergeordnete Bauteile und untergeordnete Dächer 

wie Vordächer und Dachaufbauten. 

Dachdeckung 

Zulässig sind begrünte Dächer (siehe Ziff. A8.2).  

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind zulässig (siehe auch Ziffer 

A2.4). 

Dachaufbauten  

Dachaufbauten sind bei Gebäuden mit einer Dachneigung ≤ 5° nur zulässig in 

Form von technischen Aufbauten wie z.B. Fahrstühle, Lüftungs- und Klimaanlagen 

und Lichtkuppeln. Bei Gebäuden mit ≤ 5° Dachneigung sind Dachgauben nicht 

zulässig (siehe auch Ziff. A2.4). 

B1.2 Fassadengestaltung / Materialien 

Die Gebäudeaußenflächen sind nicht reflektierend, in Holz oder Fassadenplatten 

aus Holzwerkstoffen oder Faserzement, Putz, Ziegel, Naturstein, Sichtbeton oder 

Glas auszuführen. Metallverkleidungen sind nur für untergeordnete Bauteile zuläs-

sig.     

B2 Werbeanlagen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO) 

Werbeanlagen sind nur als unselbständige Werbeanlagen an der Gebäudefas-

sade und nur bis zur Höhe der Oberkante des Erdgeschosses zulässig. Werbean-

lagen auf dem Dach sind unzulässig.  

Werbeanlagen sind nur in Form von Schriftzügen und firmeneigenen Logos und 

nur bis zu einer Gesamtwerbefläche von 2 m² zulässig. 

Im Plangebiet sind unzulässig:  

– Lichtwerbung (selbstleuchtende bzw. angeleuchtete Werbeanlagen) 

– Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht,  

– Booster (Lichtwerbung am Himmel),  
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– Licht- und Laserkanonen sowie die Verwendung grell leuchtender und blin-

kender Werbeanlagen,  

– wechselnde, großflächige Werbebanner an den Gebäudefassaden / Großflä-

chenwerbung,  

– Werbeanlagen in Form von Flachbildschirmen. 

B3 Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der 

unbebauten Flächen und Gestaltung und Höhe von 

Einfriedungen 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

B3.1 Einfriedungen 

Tote Einfriedungen sind nur als blickoffene Zäune, bis zu einer maximalen Höhe 

von 1,00 m zulässig. 

B4 Stellplatzverpflichtung 

(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO)  

Abweichend von § 37 Abs. 1 LBO gilt folgende Stellplatzverpflichtung: 

Bei der Errichtung der Gebäude sind je Wohnung 1,5 geeignete Stellplätze auf 

dem Privatgrundstück herzustellen. Sofern sich bei der Berechnung der Stell-

plätze Bruchzahlen ergeben, ist auf die nächste volle Zahl aufzurunden.  

 

. 
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C HINWEISE 

C1 Bodendenkmale 

(§§ 20 und 27 DSchG) 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde o-

der Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denk-

malschutzbehörde, der Gemeinde oder dem Landesamt für Denkmalpflege im Re-

gierungspräsidium Stuttgart anzuzeigen. Archäologische Funde (Keramikreste, 

Metallteile, Knochen, Steinwerkzeuge etc.) oder Befunde (Mauerreste, Brand-

schichten, auffällige Erdverfärbungen, Gräber etc.) sind bis zum Ablauf des vier-

ten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern 

nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. 

Die Möglichkeit zur fachgerechten Dokumentation und Fundbergung ist einzuräu-

men.  

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei 

der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 

kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten 

schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

C2 Bodenschutz 

(§ 1a Abs. 1 BauGB und § 10 Nr. 3 LBO) 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetz-

tes (BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV, DIN 

19731, DIN 18915) wird hingewiesen. 

Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen und anderen Veränderun-

gen der Erdoberfläche ist auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit 

dem Boden zu achten und jegliche Bodenbelastung auf das unvermeidbare Maß 

zu beschränken.  

Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. 

Der Bodenaushub ist, soweit möglich, im Plangebiet zur Geländegestaltung auf 

den Baugrundstücken selbst wieder einzubauen. Überschüssiger Bodenaushub 

ist zu vermeiden.  

C3 Geotechnik 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von 

Bauarbeiten (z.B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl 

und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, Baugrubensiche-

rung u. dgl.) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen bzw. ingenieur-

geologische Beratung durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
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C4 Nutzung solarer Strahlungsenergie 

Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind im Plangebiet allgemein zu 

empfehlen. 

C5 Anlagen zum Sammeln von Niederschlagswasser  

Es wird empfohlen, das anfallende, nicht schädlich verunreinigte Niederschlags-

wasser der Dachflächen auf den jeweiligen Grundstücken in Zisternen zu fassen 

und zur Gartenbewässerung zu verwenden. 

C6 Versorgungsleitungen, Verteileranlagen 

(§ 126 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO) 

Die Gemeinde Talheim ist gem. § 126 Abs. 1 BauGB berechtigt, auf Anlieger-

grundstücken Straßenbeleuchtungsmasten und Verkehrsschilder und gem. § 14 

BauNVO ausnahmsweise Verteilerkästen und Fernmeldeanlagen zu erstellen bzw. 

erstellen zu lassen. 

C7 Gutachten / Untersuchungen 

Auf die zum Bebauungsplan erstellten und dem Bebauungsplan als Anlage (vgl.  

S. 2, Ziffer 4.) beigefügten Gutachten / Untersuchungen wird verwiesen. 
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D VERFAHRENSVERMERKE  

 

Aufstellungsbeschluss durch den Gemeinderat  …………… 

§ 2 Abs. 1 BauGB 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses  …………… 

§ 2 Abs. 1 BauGB 

Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit   …………… 

§ 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 u. § 3 Abs. 1 BauGB 

Frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstige Träger   …………… 

öffentlicher Belange   

§ 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 u. § 4 Abs. 1 BauGB 

Auslegungsbeschluss des Planentwurfes durch den Gemeinderat …………… 

 

Ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung  …………… 

§ 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 u. § 3 Abs. 2 BauGB 

Öffentliche Auslegung des Planentwurfs   …………… 

§ 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 u. § 3 Abs. 2 BauGB 

Einholung von Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Träger  …………… 

öffentlicher Belange zum Planentwurf und Benachrichtigung von  

der öffentlichen Auslegung  

§ 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 3 u. § 4 Abs. 2 BauGB, § 3 Abs. 2 BauGB, § 4a 

Abs. 2 BauGB 

Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes  …………… 

§ 10 Abs. 1 BauGB i.V.m. §4 GemO/BW  

Satzungsbeschluss der Örtlichen Bauvorschriften  …………… 

§ 74 Abs. 1 und 7 LBO i.V.m. §4 GemO/BW 

Hiermit wird bestätigt, dass dieser Textteil (Planungsrechtliche Festsetzungen 

und örtliche Bauvorschriften) dem Satzungsbeschluss des Gemeinderats ent-

spricht (Ausfertigung). 

 

Talheim, den   …………… 

 

 

Rainer Gräßle, Bürgermeister 

 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes   …………… 

durch ortsübliche Bekanntmachung  

§ 10 Abs. 3 BauGB 

Inkrafttreten der Örtlichen Bauvorschriften  …………… 

durch ortsübliche Bekanntmachung 

§ 10 Abs. 3 BauGB 
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E ANHANG 

Pflanzliste (folgt zum Entwurf) 

 


